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Die Beschwerde der Antragsteller gegen den Beschluss des Sozialgerichts Stuttgart
vom 3. MÃ¤rz 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch
fÃ¼r das Beschwerdeverfahren nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde des 1960 geborenen, (auf Zeit) voll erwerbsgeminderten
Antragstellers zu 1 und der 1944 geborenen Antragstellerin zu 2, die vom
Antragsgegner beide laufende Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) beziehen
(vgl. bzgl. des Antragstellers zu 1 Bescheid vom 07.08.2019 bzw. bei der
Antragstellerin zu 2 Bescheid vom 07.08.2019 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 22.10.2019), gegen den Beschluss des Sozialgerichts
(SG) Stuttgart vom 03.03.2020 hat keinen Erfolg. Mit diesem Beschluss hat das SG
den Antrag der Antragsteller, den Antragsgegner zu verpflichten, "Leistungen (Miete
und Nebenkosten) umgehend ohne AbzÃ¼ge â�� auch rÃ¼ckwirkend â�� an den
Vermieter zu Ã¼berweisen" sowie verschiedene Mehrbedarfe bzw. ZuschÃ¼sse zu
gewÃ¤hren, abgelehnt.
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Die am 18.03.2020 beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingegangene Beschwerde gegen den den Antragstellern am 05.03.2020 gegen
Postzustellungsurkunde zugestellten Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 172 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft und nach Â§Â§ 173, 174 SGG insbesondere
form- und fristgerecht erhoben worden.

Die Beschwerde ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat den Antrag der
Antragsteller im Ergebnis zu Recht abgelehnt. Die Antragsteller haben keinen
Anordnungsanspruch bzw. keinen Anordnungsgrund bezÃ¼glich der begehrten
Ã�berweisung der Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung ohne AbzÃ¼ge â�� auch
rÃ¼ckwirkend- an den Vermieter sowie der begehrten Mehrbedarfe wegen
kostenaufwÃ¤ndiger ErnÃ¤hrung und wegen Behinderung und sonstiger
ZuschÃ¼sse glaubhaft gemacht.

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag eine
einstweilige Anordnung treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine
VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des
Antragsstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte. Einstweilige
Anordnungen sind auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein
streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG). Ein
Anordnungsgrund ist dann gegeben, wenn der Erlass der einstweiligen Anordnung
zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG).
Dies ist der Fall, wenn es dem Antragssteller nach einer InteressenabwÃ¤gung unter
BerÃ¼cksichtigung der UmstÃ¤nde des Einzelfalls nicht zumutbar ist, die
Entscheidung in der Hauptsache abzuwarten (Keller in Mayer-
Ladewig/Keller/Leitherer, Kommentar zum SGG, 12. Auflage 2017, Â§ 86b RdNr. 28).
Die Erfolgsaussicht des Hauptsacherechtsbehelfs (Anordnungsanspruch) und die
EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen Regelung (Anordnungsgrund) sind
glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2
Zivilprozessordnung [ZPO]). Dabei begegnet es grundsÃ¤tzlich keinen
verfassungsrechtlichen Bedenken, wenn sich die Gerichte bei der Beurteilung der
Sach- und Rechtslage aufgrund einer summarischen PrÃ¼fung an den
Erfolgsaussichten der Hauptsache orientieren (BVerfG, 02.05.2005, 1 BvR 569/05,
BVerfGK 5, 237, 242). Allerdings sind die an die Glaubhaftmachung des
Anordnungsanspruchs und Anordnungsgrundes zu stellenden Anforderungen umso
niedriger, je schwerer die mit der Versagung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes
verbundenen Belastungen â�� insbesondere auch mit Blick auf ihre
Grundrechtsrelevanz â�� wiegen (vgl. BVerfG NJW 1997, 479; NJW 2003, 1236; 
NVwZ 2005, 927). Die Erfolgsaussichten der Hauptsache sind daher in Ansehung
des sich aus Art. 1 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG) ergebenden Gebots der
Sicherstellung einer menschenwÃ¼rdigen Existenz sowie des grundrechtlich
geschÃ¼tzten Anspruchs auf effektiven Rechtsschutz (Art. 19 Abs. 4 GG) u.U. nicht
nur summarisch, sondern abschlieÃ�end zu prÃ¼fen; ist im Eilverfahren eine
vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage nicht mÃ¶glich, so ist bei
besonders folgenschweren BeeintrÃ¤chtigungen eine GÃ¼ter- und
FolgenabwÃ¤gung unter BerÃ¼cksichtigung der grundrechtlichen Belange des
Antragstellers vorzunehmen (Bundesverfassungsgericht [BVerfG] Beschluss vom

                               2 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/172.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/173.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/174.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BVerfGK%205,%20237
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201997,%20479
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202003,%201236
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NVwZ%202005,%20927
https://dejure.org/gesetze/GG/1.html
https://dejure.org/gesetze/GG/19.html


 

14.03.2019 â�� 1 BvR 169/19 â�� juris Rn. 15; Landessozialgericht [LSG] Baden-
WÃ¼rttemberg vom 13.10.2005 â�� L 7 SO 3804/05 ER-B â�� und vom 06.09.2007
â�� L 7 AS 4008/07 ER-B â�� (beide juris) jeweils unter Verweis auf die
Rechtsprechung des BVerfG).

1. Soweit die Antragsteller begehren, "Leistungen (Miete und Nebenkosten)
umgehend ohne AbzÃ¼ge â�� auch rÃ¼ckwirkend â�� an den Vermieter zu
Ã¼berweisen", ist zunÃ¤chst zu beachten, dass eine "rÃ¼ckwirkende"
Verpflichtung des Antragsgegners schon deshalb nicht in Betracht kommt, weil
Leistungen fÃ¼r die Zeit vor dem Antragseingang beim SG (hier 20.12.2019)
grundsÃ¤tzlich ausscheiden. Dies beruht auf dem auch fÃ¼r das Recht des SGB XII
geltenden Grundsatz, dass Hilfe zum Lebensunterhalt im Wege einer einstweiligen
Anordnung nur zur Behebung einer gegenwÃ¤rtigen Notlage zu erfolgen hat und
nicht rÃ¼ckwirkend zu bewilligen ist, wenn nicht ein Nachholbedarf plausibel und
glaubhaft gemacht ist. Solche UmstÃ¤nde sind hier weder substantiiert vorgetragen
noch glaubhaft gemacht worden, zumal der Antragsgegner zumindest teilweise in
diesem Zeitraum die Kosten der Unterkunft und Heizung bereits ohne AbzÃ¼ge
direkt an den Vermieter (= Eigenbetrieb Leben & Wohnen [ELW]) Ã¼berwiesen hat.
Hieran Ã¤ndert sich auch nichts durch den Bescheid vom 23.01.2020, mit dem der
Antragsgegner von der Antragstellerin zu 2 fÃ¼r den Zeitraum vom 01.09.2019 bis
31.10.2019 an den Vermieter zu viel gezahlte Leistungen zurÃ¼ckfordert. Denn ein
Widerspruch bzw. eine Klage gegen diesen Bescheid hÃ¤tten aufschiebende
Wirkung (vgl. Â§ 86a Abs. 1 SGG), so dass im Hauptsacheverfahren ohne, dass der
Antragstellerin derzeit Nachteile entstehen, geklÃ¤rt werden kÃ¶nnte, ob die
RÃ¼ckforderung zu Recht erfolgte. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Antragsgegner
entgegen dieser Regelung bereits jetzt die Erstattung fordert, sind nicht ersichtlich
und auch nicht vorgetragen, zumal die Antragsteller selbst diesen Bescheid weder
in ihrem an das SG gerichteten Antrag noch in der Beschwerdeschrift erwÃ¤hnt
haben.

2. Aber auch fÃ¼r die Zeit nach Antragseingang bei Gericht hat das SG den Antrag
zu Recht abgelehnt. Die Antragsteller haben nach der im Verfahren des
einstweiligen Rechtschutzes gebotenen summarischen PrÃ¼fung keinen
Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. Sie haben keinen Anspruch auf hÃ¶here
Leistungen nach dem SGB XII.

a. Soweit die Antragsteller sich dagegen wenden, dass sie nun einen (hÃ¶heren)
Teil der Miete selbst an den Vermieter Ã¼berweisen mÃ¼ssen, ist zu beachten,
dass sich dies daraus ergibt, dass die Erwerbsminderungsrente des Antragstellers
zu 1 auf 395,55 Euro und die Altersrente der Antragstellerin zu 2 auf 474,99 Euro
angestiegen sind, so dass damit ein (hÃ¶heres) anrechenbares Einkommen, das
Ã¼ber dem fÃ¼r die Antragsteller zu 1 und 2 maÃ�geblichen Regelbedarf (hier
Regelbedarfsstufe 2, d.h. 382,00 Euro fÃ¼r 2019 und 389,00 Euro fÃ¼r 2020) liegt,
erzielt wird. Der Ã¼berschieÃ�ende Teil ist daher auf den Bedarf zur Deckung der
Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung anzurechnen, so dass den Antragstellern
jeweils vom Antragsgegner eine geringere Summe als die hÃ¤lftigen Kosten der
Unterkunft und Heizung auszubezahlen war und damit auch nicht mehr direkt an
den Vermieter Ã¼berwiesen werden konnte. Es ist auch nicht ersichtlich, warum es
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den Antragstellern nicht mÃ¶glich sein soll, diesen (jeweils geringen) Anteil selbst
an ihren Vermieter zu Ã¼berweisen.

b. Soweit die Antragsteller einen Mehrbedarf nach Â§ 30 Abs. 1 SGB XII begehren,
besteht schon deshalb kein Anordnungsanspruch, weil fÃ¼r beide Antragsteller
nicht nachgewiesen ist, dass durch einen Bescheid der nach Â§ 152 Absatz 4 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde oder einen
Ausweis nach Â§ 152 Absatz 5 SGB IX das Merkzeichen G festgestellt worden ist,
zumal auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r bestehen, dass bei den Antragstellern
solche Erkrankungen vorliegen, die die Feststellung dieses Merkzeichens nach sich
ziehen wÃ¼rden. Allein aufgrund einer festgestellten
Schwerbehinderteneigenschaft ergibt sich kein Anspruch auf diesen Mehrbedarf.

c. Hinsichtlich des weiter begehrten Mehrbedarfs wegen kostenaufwÃ¤ndiger
ErnÃ¤hrung gemÃ¤Ã� Â§ 30 Abs. 5 SGB XII, wonach fÃ¼r Kranke, Genesende,
behinderte Menschen oder von einer Krankheit oder von einer Behinderung
bedrohte Menschen, die einer kostenaufwÃ¤ndigen ErnÃ¤hrung bedÃ¼rfen, ein
Mehrbedarf in angemessener HÃ¶he anerkannt wird, haben die Antragsteller
ebenfalls keinen Anordnungsanspruch geltend gemacht. Voraussetzung fÃ¼r die
GewÃ¤hrung des Mehrbedarfs ist eine gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung, die eine
ErnÃ¤hrung erfordert, deren Kosten hÃ¶her ("aufwÃ¤ndiger") ist, als dies fÃ¼r
Personen ohne diese EinschrÃ¤nkung der Fall ist. Da eine VollkosternÃ¤hrung vom
Regelbedarf gedeckt ist, besteht eine kostenaufwÃ¤ndige ErnÃ¤hrung
grundsÃ¤tzlich nur bei einer besonderen, von der Vollkost abweichenden
ErnÃ¤hrungsform (BSG, Urteil vom 20.02.2014 â�� B 14 AS 65/12 R juris). Die
Antragsteller haben hier weder im Verwaltungsverfahren noch im Antragsverfahren
ausreichende (medizinische) Unterlagen vorgelegt, aus denen sich ein solcher
Bedarf ergeben wÃ¼rde. Offen lassen konnte der Senat daher, ob der an die
Antragstellerin zu 2 gerichtete Bescheid vom 28.08.2019, mit dem ihr Antrag auf
GewÃ¤hrung eines solchen Mehrbedarfs abgelehnt worden war, tatsÃ¤chlich schon
bestandskrÃ¤ftig ist, oder ob er doch vom Widerspruchsbescheid vom 29.10.2019,
der wiederum Gegenstand des noch beim SG anhÃ¤ngigen Verfahrens S 28 SO
5017/19 ist, mit umfasst ist. Beim Antragsteller zu 1 war darÃ¼ber hinaus zu
beachten, dass der Antragsgegner hierzu sogar eine amtsÃ¤rztliche Stellungnahme
beim Gesundheitsamt eingeholt hat. In dieser Stellungnahme vom 08.10.2019
wurde das Erfordernis einer besonderen Krankenkostform verneint.

d. Soweit die Antragsteller weiter einen Zuschuss zu den Energiekosten,
Kleidergeld, ZuschÃ¼sse zur Anschaffung von verschiedenen elektronischen
GerÃ¤ten sowie einem E-Bike und insgesamt hÃ¶here (Regel-) Leistungen
begehren, ist ebenfalls kein Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht worden.
ZunÃ¤chst ist zu beachten, dass die tatsÃ¤chliche Deckung des in Â§ 27a Abs. 1
SGB XII beschriebenen "notwendigen Lebensunterhalts" auÃ�erhalb von
stationÃ¤ren Einrichtungen abgesehen von den Kosten fÃ¼r Unterkunft und
Heizung, die grundsÃ¤tzlich in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he Ã¼bernommen werden, und
von bestimmten Sonder- bzw. Mehrbedarfen (vgl. Drittes Kapitel Abschnitte 2-4), in
der Regel Ã¼ber pauschale RegelsÃ¤tze geschieht (vgl. die Â§ 27a Abs. 3, 4 und 5
SGB XII, vgl. Gutzler in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 3. Aufl., Â§ 27a SGB XII
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(Stand: 01.02.2020), Rn. 32). Die maÃ�geblichen RegelsÃ¤tze hat der
Antragsgegner hier bei der Berechnung berÃ¼cksichtigt. Eine abweichende
Festsetzung der RegelsÃ¤tze kommt nach Â§ 27 a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB XII nur
dann in Betracht, wenn ein Bedarf unausweichlich in mehr als geringem Umfang
oberhalb durchschnittlicher Bedarfe liegt, wie sie sich nach den bei der Ermittlung
der Regelbedarfe zugrundeliegenden durchschnittlichen Verbrauchsausgaben
ergeben, und die dadurch bedingten Mehraufwendungen begrÃ¼ndbar nicht
anderweitig ausgeglichen werden kÃ¶nnen. Die Antragsteller haben hier zwar
pauschal vorgetragen, einen hÃ¶heren Energiebedarf, einen hÃ¶heren VerschleiÃ�
der Kleidung und insgesamt aufgrund ihres Alters und der vorliegenden
Erkrankungen hÃ¶here Kosten zu haben, wie hoch dieser Bedarf ist, warum dieser
unabweislich ist und warum der Bedarf in nicht nur geringem Umfang Ã¼ber den
durchschnittlichen Verbrauchsausgaben liegt, haben sie aber weder konkret
dargelegt noch in irgendeiner Form glaubhaft gemacht.

Nach alledem war die Beschwerde zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 26.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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